
Bereits im Jahr des atomaren GAU
in Tschernobyl hat die SPD auf
ihrem Bundesparteitag in Nürn-
berg 1986 eine „sichere Energie-
versorgung ohne Atomkraft“
sowie eine „Änderung des Atom-
gesetzes mit dem Ziel der Still-
legung aller Atomkraftwerke“ 

gefordert. Die SPD-Bundestags-
fraktion hat diese Ziele immer
verfolgt und in der rot-grünen 
Regierungszeit mit Atomkonsens
und dem Erneuerbaren-Energien-
Gesetz die richtigen Konsequen-
zen gezogen: Energiewende statt
Risikotechnologie.

25 Jahre Tschernobyl, 25 Jahre SPD-Atomausstieg

GUTE
ARBEIT

Ausgabe 3/2011

Frank-Walter Steinmeier, Vorsit-
zender der SPD-Bundestagsfrak-
tion zum 1. Mai 2011: „Wir Sozial-
demokraten unterstützen das DGB-
Motto aus vollem Herzen. Denn faire
Löhne, gute Arbeit und soziale Sicher-
heit sind zentrale Ziele unserer Poli-
tik. Deutschland kann eine Arbeits-
gesellschaft bleiben, die Vollbeschäf-

tigung erreicht und mit guten, fair
entlohnten Arbeitsplätzen verbindet.
Leistung muss sich lohnen. Daher
muss der Grundsatz „Gleicher Lohn
für gleiche Arbeit“ Realität werden.
Und wir kämpfen für gute Arbeit, die
familienfreundlich ist, Aufstiegsmög-
lichkeiten ermöglicht und den Ge-
sundheitsschutz garantiert. Das ist
das Mindeste!“ .■
Mehr auf Seite 2

Faire Löhne, gute Arbeit
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Atommoratorium und Ethikkommis-
sion – während Schwarz-Gelb nichts
als Symbolpolitik einfällt, hat die SPD-
Bundestagsfraktion ihre Energiepoli-
tik klar formuliert: Mit dem „Energie-
programm für eine nachhaltige, bezahl-
bare und sichere Energieversorgung“
zeigen die Sozialdemokraten, wie eine
wirtschaftlich innovative und sozial ge-
rechte Energiewende aussehen muss.
Nicht zum ersten Mal. „In diesen Wo-
chen beweist sich einmal mehr, dass die
SPD in den 90er Jahren die Weichen
richtig gestellt hat“, betont der Vor-
sitzende der SPD-Bundestagsfraktion
Frank Walter Steinmeier: mit einer öko-
logischen Steuerreform, dem Atomaus-
stiegskonsens und dem Erneuerbaren-
Energien-Gesetz. 350 000 neue Jobs sind
so entstanden. Deutschland ist wirt-
schaftlich und technologisch zum Vor-
reiter in Sachen Energieeffizienz und
Klimaschutz geworden. Schwarz-Gelb
hat diese Erfolgsstory zunichte ge-
macht.

Das jetzt von der Bundesregierung
eilig verfasste Röttgen-Brüderle-Papier
bleibt wieder hinter den Notwendig-
keiten „und hinter dem bereits 2009
erreichten Stand der Energiewende zu-
rück“, kritisiert der umweltpolitische

Mit Erneuerbaren Energien lassen sich Klimaschutz, Versorgungssicherheit und wirtschaftlicher Erfolg verbinden.

Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion
Matthias Miersch. 

Ähnlich sieht das SPD-Fraktions-
vize Ulrich Kelber. Schwarz-Gelb habe
nicht nur die Laufzeiten alter Schrott-
meiler verlängert, sondern auch „viele
unserer Maßnahmen für Energieeffi-
zienz und Erneuerbare Energien ge-
stoppt, gekürzt und gestrichen“. 

Das Energieprogramm der SPD-Fraktion
geht einen anderen Weg. Die zurzeit ab-
geschalteten acht AKW sollen dauerhaft
vom Netz bleiben, der Atomausstieg in
diesem Jahrzehnt verwirklicht werden.
„Dieser beschleunigte Ausstieg erfor-
dert zugleich eine beschleunigte Ener-
giewende“, betont Dirk Becker, stellver-
tretender energiepolitischer Sprecher

der SPD-Bundestagsfraktion. Wie das
geht, zeigt das Energieprogramm: Mehr
Erneuerbare Energien, mehr Energieef-
fizienz, mehr Gebäudesanierung, besse-
re Netze und Speicher sowie ganz neue
Konzepte für Mobilität. Das ist verant-
wortungsbewusste Umwelt- und Ener-
giepolitik aus einem Guss. ■

Mehr auf den Seiten 4/5

Die SPD hat die Weichen dafür schon 
vor 20 Jahren gestellt.

Energiewende
schafft Arbeit 



an Eckpunkten vorgelegt hat, nennt
etwa der Deutsche Gewerkschafts-
bund ein „Streichkonzert“. Selbst un-
bestritten erfolgreiche Arbeitsmarkt-
instrumente wie der so genannte
Existenzgründerzuschuss werden ge-
kappt. „Von der Leyen will nicht Chan-
cen eröffnen, sondern schlichtweg
Geld sparen“, kommentiert Katja
Mast, stellvertretende arbeits- und 
sozialpolitische Sprecherin der SPD-
Bundestagsfraktion.

Schwarz-Gelb verpasst mit dieser
Politik die Chance, im aktuellen Auf-
schwung auch Langzeitarbeitslosen zu
einem Job zu verhelfen. „Immer mehr
Unternehmen suchen händeringend
Fachkräfte, andererseits verfestigt sich
die Langzeitarbeitslosigkeit“, kritisiert
der stellvertretende Vorsitzende der
SPD-Bundestagsfraktion Hubertus Heil.
„Eine solche Spaltung des Arbeitsmark-
tes dürfen wir nicht zulassen.“

Das ist Unsinn“, empörte sich
Bundesarbeitsministerin Ursu-
la von der Leyen (CDU) kürzlich

über die Frage der „Süddeutschen Zei-
tung“, ob sie Arbeitsmarktpolitik nach
Kassenlage mache. Die Reform der Ar-
beitsmarktinstrumente habe „allenfalls
indirekt mit unseren Sparbemühungen
zu tun“. Glauben mag ihr das niemand.
Allein in diesem Jahr sollen in der akti-
ven Arbeitsmarktpolitik 2,5 Milliarden
Euro eingespart werden. Insgesamt
wird von der Leyens Etat bis 2014 um
sieben Milliarden Euro zusammenge-
strichen. Das gehe „definitiv und ohne
jeden Zweifel zu Lasten der Arbeitslo-
sen“, erklärt die arbeits- und sozialpoli-
tische Sprecherin der SPD-Bundestags-
fraktion Anette Kramme. „Einen derar-
tigen Betrag kann niemand unbemerkt
einsparen.“

In der Tat: Was von der Leyen dem
schwarz-gelben Koalitionsausschuss

2 // Aktuelles

Das ist das Mindeste!

„Das ist das Mindeste! Faire Löhne
– Gute Arbeit – soziale Sicherheit“
lautet das Motto, unter dem die Ge-
werkschaften zu den Kundgebun-
gen am 1. Mai 2011 aufrufen. Der
DGB-Vorsitzende Michael Sommer
erklärt, was das Mindeste ist, das
die Gewerkschaften von der Politik
erwarten. Die Ereignisse in Japan ha-
ben uns  wachgerüttelt. Hunderttau-
sende Menschen haben gegen die
Atomenergie demonstriert, im ganzen
Land wird über die Energiepolitik der
Zukunft diskutiert. Zu Recht. Fukushi-
ma mahnt uns alle, aus einer Techno-
logie auszusteigen, die sich selbst für 
das High-Tech-Land Japan als unbe-
herrschbar erwiesen hat.

Nicht nur in der Energiepolitik gibt
es viel zu tun. Deutschland ist in
Schieflage geraten, die Kluft zwischen
Arm und Reich wird immer größer. Die
Arbeitnehmerschaft hat einen großen
Beitrag zur Krisenbewältigung geleis-
tet. Ausgezahlt hat es sich für sie nicht,
Niedriglöhne, befristete Jobs und unsi-
chere Arbeit breiten sich weiter aus.
Und trotz vollmundiger Versprechun-
gen sind die Finanzmärkte noch im-
mer nicht wirksam reguliert, um die
Menschen und auch die Unternehmen
vor dem nächsten Crash zu schützen.

Die Forderungen der Gewerk-
schaften sind bekannt, sie haben
sich nicht geändert, und sie sind das
Mindeste, was wir durchsetzen wol-
len: Wir lassen bei der Leiharbeit
nicht locker im Kampf um die Durch-
setzung des Prinzips „Gleicher Lohn
für gleiche Arbeit“. Zusätzlich zu den
wichtigen Branchenmindestlöhnen
fordern wir den gesetzlichen Min-
destlohn von 8,50 Euro die Stunde
als unterste Lohngrenze. Und gute
Arbeit muss gut bezahlt werden, der
Lohn muss reichen, um die eigene

Familie zu ernähren und Altersarmut
vorzubeugen.

Auch für die Rente brauchen wir
kluge Lösungen, d.h. flexible Über-
gänge in den Ruhestand statt Rente
mit 67. Und im Gesundheitssystem
sowie in der Pflege ist es Zeit für die
Einführung einer solidarischen Bür-
gerversicherung. Am 1. Mai demons-
trieren wir für eine gerechte soziale
Ordnung: Dazu gehören gute Arbeits-
bedingungen, faire Löhne und soziale
Sicherheit für alle! Das ist das Min-
deste! ■

FO
TO

: 
SP

D

Schwarz-Gelb will die Arbeitsmarktinstrumente „effektiver“ machen und ihre Zahl 
von 42 auf rund 30 reduzieren. Die SPD-Bundestagsfraktion ist überzeugt: Wer gleichzeitig
die Finanzmittel für Arbeitsförderung streicht, will nur eines – sparen.

Mehr Infos zu allen Themen:

www.spdfraktion.de

Rotstift für Förderung

Das besonders Perfide an von der
Leyens Papier: Den „schwarzen Pe-

ter“ für die Kürzungen schiebt sie 
den örtlichen JobCentern zu. Denn
die meisten Fördermaßnahmen will
Schwarz-Gelb nicht formal streichen,
sondern von Pflichtleistungen in so
genannte Ermessensleistungen um-
wandeln: Die Vermittler vor Ort sollen
individuell und dezentral entscheiden,
ob und wann sie eine Maßnahme ge-
nehmigen. 

„Was sich gut anhört, ist bei paral-
leler Mittelkürzung aber eine Ab-
schaffung der Förderung“, kritisiert
Mast. „Das Gesamtbudget wird so
stark gekürzt, dass im JobCenter
nicht mehr entschieden wird, welche
Maßnahme sinnvoll wäre, sondern
für welche noch Geld da ist.“ ■

Total Banane!

Johannes Vogel (FDP) hofft,
dass die Arbeitgeber der Zeit-
arbeitsbranche zusammen mit
den Gewerkschaften eine
„kluge Lösung“ zum Thema
„Gleiches Geld für gleiche 
Arbeit“ („Equal Pay“) finden.

Wir meinen: Entweder man
setzt gleiche Bezahlung durch
– oder nicht. Dazwischen gibt
es keine „kluge Lösung“.
Da die Arbeitgeber das aber 
blockieren, ist die Bundes-
regierung gefragt.

Wer dachte, die Regierungs-
fraktionen hätten zumindest
noch etwas übrig für bürger-
schaftliches Engagement und
Zivilcourage, wird vom
CDU/CSU-Fraktionsvorsitzen-
den Volker Kauder eines 
Besseren belehrt. Im Rahmen
einer Bundestagsdebatte
sprach sich Thomas Opper-
mann, Erster Parlamentari-
scher Geschäftsführer der
SPD-Bundestagsfraktion, für
einen besseren Schutz von 
Beschäftigten aus, die Miss-
stände in ihren Unternehmen
aufdecken und so Verbrau-
cherschutz-Skandale verhin-
dern. „Sie fördern
Blockwart-Mentalität“,
schmetterte Kauder darauf-
hin wütend ins Plenum.

Der stellvertretende Vorsit-
zende der SPD-Bundestags-
fraktion Ulrich Kelber meint
dazu: „Wer mutige Arbeitneh-
merinnen und Arbeitneh-
mer, die sich trotz der Gefahr
entlassen zu werden für das
Allgemeinwohl einsetzen,
mit Nazi-Spitzeln gleichsetzt,
der hat aus meiner Sicht im
Deutschen Bundestag nichts
verloren.“

Florian Toncar (FDP) weiß
übrigens schon genau, wie man
die Energiewende finanziert:
Für mögliche Investitionen
„muss der Sparkurs woanders
verschärft werden.“

Wir meinen: Wer nur ein po-
litisches Mittel kennt, findet
nie die richtigen Lösungen.

Fairness für 
Arbeitnehmer bei

Schwarz-Gelb?
Fehlanzeige!

Der DGB-Vorsitzende Michael Sommer zum 1. Mai 2011

Der DGB-Vorsitzende Michael Sommer unterstützt die SPD-Kampagne 
„Guter Lohn für Gute Arbeit“. Mehr: www.spd.de
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A
b 1. Mai können Arbeitnehmer
aus acht der zehn osteuropäi-
schen EU-Staaten ohne jede

Einschränkung eine Beschäftigung 
in Deutschland annehmen. Zudem
fallen auch die Beschränkungen für
die Entsendung von Arbeitnehmern
aus diesen Ländern und für die 
grenzüberschreitende Leiharbeit weg.
Europa wächst mit der uneinge-
schränkten Geltung der Arbeitneh-
merfreizügigkeit weiter zusammen –
das ist aus Sicht der SPD-Bundestags-
fraktion gut und richtig. 

„Die Arbeitnehmerfreizügigkeit ist
eine Chance für alle Arbeitnehmer in
Europa“, erklärt die arbeits- und so-
zialpolitische Sprecherin der SPD-
Bundestagsfraktion Anette Kramme.
„Wir müssen aber die Gefahr bannen,
dass ausländische Arbeitnehmer nach
Deutschland in den Niedriglohnsek-
tor entsandt werden und Arbeitsplät-
ze von hiesigen Arbeitnehmern ge-
fährden.“ 

Die SPD-Bundestagsfraktion hat
deshalb bereits im Januar in ihrem
Antrag zur Arbeitnehmerfreizügigkeit
klare Regelungen für „faire Mobilität
und soziale Sicherung“ gefordert. Da-
zu gehören vor allem ein flächen-
deckender gesetzlicher Mindestlohn
und die Durchsetzung des Prinzips
„gleicher Lohn für gleiche Arbeit am
gleichen Ort“, vor allem in der Leihar-

beit. „Wir wollen, dass die Arbeitneh-
mer aus den Staaten, die ab 1. Mai oh-
ne zusätzliche Arbeitsgenehmigung

zu uns können, faire Löhne und gu-
te Bedingungen vorfinden“, betont
Kramme. „Dazu fordern wir die Regie-
rung auf, für Deutschland einen allge-
meinen Mindestlohn, eine gute und
mehrsprachige Beratung für alle ent-
sandten Arbeitnehmer und eine an-
gemessene Kontrolle der Arbeitgeber
sicherzustellen.“

Doch auch hier versagt die Bundes-
regierung – selbst wenige Tage vor der
Vollendung der Arbeitnehmerfreizü-
gigkeit hat sie noch keinerlei Initiative
ergriffen. Einzige Ausnahme: Ab 1. Mai
soll ein Mindestlohn in der Leiharbeit
gelten – durchgesetzt von den Sozial-
demokraten im Vermittlungsausschuss
zur Arbeitsmarktreform. „Die Bundes-
regierung ignoriert die Probleme, die
ab 1. Mai auf unserem Arbeitsmarkt
auftreten werden“, fasst Josip Jurato-
vic, zuständiger Berichterstatter der
SPD-Fraktion, zusammen. Jüngstes In-
diz – die Anhörung des Ausschusses
für Arbeit und Soziales zur Arbeitneh-
merfreizügigkeit am 6. April: „Dass wir
in der Anhörung nur Oppositionsan-
träge zur Arbeitnehmerfreizügigkeit
behandelt haben, zeigt, dass sich
Schwarz-Gelb noch keinerlei Gedan-
ken zu diesem Thema gemacht hat“, so
Juratovic. ■

70 Mädchen aus ganz Deutschland be-
suchten die SPD-Bundestagsfraktion am

14. April, dem Girls' Day 2011. Die Fraktion
hatte sie an diesem Mädchen-Zukunftstag

eingeladen, um ihnen Einblicke hinter die
Kulissen der Berliner Republik zu 

verschaffen. Denn auch in der Politik 
werden mehr Frauen gebraucht.
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Damit die Arbeitnehmerfreizügigkeit innerhalb der EU nicht 
zu Lohndumping führt, fordert die SPD klare Regelungen.

Schwarz-Gelb ignoriert 
die Probleme

Mehr Infos zu allen Themen:

www.spdfraktion.de

Einklagbare Rechte notwendig

von Frank-Walter Steinmeier,
Vorsitzender der SPD-Bundes-
tagsfraktion

Das Reaktorunglück in Fukushi-
ma hat auch den letzten Zweif-
lern vor Augen geführt, dass wir
aus der Kernenergie raus müs-
sen. Die Bundesregierung musste
ihre verantwortungslose Abkehr
vom Atomausstieg, den die SPD-
geführte Bundesregierung 
Anfang dieses Jahrtausends ein-
geleitet hatte, zurücknehmen.
Jetzt geht es erneut darum, eine
umfassende Energiewende für
unser Land zu gestalten, die so-
zial gerecht, ökonomisch nach-
haltig und ökologisch zukunfts-
fähig vollzogen wird.
Atomkraft hat in unserem Land
keine Zukunft. Wir brauchen
jetzt einen neuen gesellschaftli-
chen Konsens, wie Energiepolitik
ohne Atomkraft funktioniert. 
Die SPD hat das Ziel, die gesamte
Energieversorgung langfristig
aus erneuerbaren Energiequellen
sicherzustellen. Die Energie-
wende wird nicht von heute auf
morgen stattfinden können, und
sie wird hohe Investitionen erfor-
dern. Wir müssen dafür sorgen,
dass Strom für die Bürger bezahl-
bar ist und der Standort Deutsch-
land für die Industrie attraktiv
bleibt. Wir müssen die Chancen
in diesem Wandel nutzen, denn
die Energiewende wird auch
neue Arbeitsplätze schaffen.
Deutschland ist dank unserer Po-
litik zum Vorreiter bei Erneuer-
baren Energien geworden.
Schwarz-Gelb hat viel kaputt 
gemacht. Nun müssen wir uns
anstrengen, um wieder nach
vorn zu kommen.
Um die Energiewende zu errei-
chen, brauchen wir eine grundle-
gende Erneuerung der Infra-
struktur. Dazu zählen hocheffi-
ziente Gaskraftwerke, ein höhe-
rer Anteil der Kraft-Wärme-
Kopplung, neue Stromnetze, der
Ausbau Erneuerbarer Energien,
eine klimaschonende Verkehrs-
politik und ein wirkungsvolles
Gebäudesanierungsprogramm.  ■

Energiewende jetzt!

Die Europäischen Betriebsräte (EBR)
stärken, das ist das Ziel der 2009
überarbeiteten EBR-Richtlinie der
EU. Die Tätigkeit der EBR ist ein
Kernstück des sozialen Europas. Sie
gewährleisten eine wirkungsvolle
Arbeitnehmerbeteiligung in euro-
paweit agierenden Unternehmen.
Inzwischen gibt es europaweit über
900 Euro-Betriebsräte. Bis Juni 2011
muss die novellierte Richtlinie in na-
tionales Recht umgesetzt werden. Das
am 7. April im Bundestag mit den
Stimmen von Schwarz-Gelb verab-
schiedete Gesetz für Europäische Be-
triebsräte enthält aus Sicht der SPD-
Bundestagsfraktion wichtige Verbes-
serungen für die praktische Arbeit der
EBR, weist aber dennoch „entschei-
dende Mängel“ auf, so Anette Kram-

me, arbeits- und sozialpolitische Spre-
cherin der Fraktion. 

So will Schwarz-Gelb für Verstöße
gegen das Gesetz maximal Sanktionen
von 15 000 Euro verhängen – Peanuts
für große Unternehmen. Die SPD-Bun-
destagsfraktion fordert in ihrem Ge-
setzentwurf angemessene und ab-
schreckende Sanktionssummen – wie
in der EU-Richtlinie vorgesehen. Sie 
will auch einen Unterlassungsan-
spruch einführen, wenn ein Unterneh-
men den EBR nicht oder nicht rechtzei-
tig beteiligt. Notwendig ist aus ihrer
Sicht zudem ein Zutrittsrecht für die
EBR-Mitglieder in allen Niederlassun-
gen: Wenn ein ausländischer Euro-Be-
triebsrat die deutsche Belegschaft un-
terrichten will, darf er nicht am Betre-
ten des Betriebs gehindert werden. ■

Ob Arbeitskosten oder Löhne – die Unter-
schiede zwischen Deutschland und den

EU-Beitrittsländern sind nach wie vor 
erheblich. Die SPD befürchtet, dass ohne
klare Regelungen die volle Arbeitnehmer-

freizügigkeit zu weiterem Lohn- und 
Sozialdumping führt.



4 // Im Gespräch

schutz, mehr Arbeitsplätze“ damit
massiv beschädigt.
Umweltminister Röttgen und
Wirtschaftsminister Brüderle 
rühmen sich aber damit, im 
vergangenen Herbst das erste
langfristig angelegte Energie-
konzept für Deutschland auf-
gestellt zu haben. Widerspruch
von Ihnen als Sozialdemokrat?
Minister Röttgen sollten wir mal zur Eis-
kunstlauf-WM schicken. Jemand, der in
ein und derselben politischen Angele-
genheit vierfache und fünffache Toe-
loops drehen kann, könnte Deutschland
da ganz gut repräsentieren. Röttgen ver-
tritt mit Verve und weit ausholenden
Gesten innerhalb von 24 Stunden völlig
gegensätzli-che Positionen. Das so ge-
nannte Energiekonzept der Bundesre-

gierung war eine Laufzeitverlängerung
für die Atomkonzerne, garniert mit ein
paar Stichworten außen rum. Mehr
nicht. Wichtige Aspekte haben völlig ge-

fehlt. Im Bereich der Energieeffizienz
gab es beispielsweise nur Lippenbe-
kenntnisse, während gleichzeitig in an-
deren Gesetzen die Rahmenbedingun-
gen verschlechtert wurden.

Unter der SPD-geführten Bundes-
regierung ist unter anderem das
Erneuerbare-Energien-Gesetz 
beschlossen worden. Ziel 
des Gesetzes war auch, die 
ökonomischen Chancen und die
Job-potenziale des Klimaschutzes
zu nutzen. Wie sieht die Bilanz
dieser Politik heute aus?
Bei der Energiewende geht es immer
auch um Arbeitsplätze. Wir erfül-
len mit ihr unsere Klimaschutz-
verpflichtungen, wir werden wahr-
scheinlich sogar eine friedlichere
Welt haben, weil es weniger Konflik-
te um Ressourcen gibt. Und gleichzei-
tig haben wir dadurch noch ökono-
mische Vorteile und schaffen neue
und zukunftsfähige Arbeitsplätze. Ei-
ne Kombination, die es sonst so nicht
gibt – das ist das Spannende daran.
Und das hat Schwarz-Gelb nie ver-
standen. Das Erneuerbare-Energien-
Gesetz allein hat in Deutschland 
350 000 neue Arbeitsplätze entste-
hen lassen. Und diese Zahl könnten
wir in absehbarer Zeit verdoppeln,
wenn wir auf dem eingeschlagenen
Weg konsequent weitergehen und
nicht abbremsen – wie CDU, CSU und
FDP es jetzt machen. Aber auch im
Bereich der energetischen Gebäude-
sanierung, die wir massiv gefördert
haben, ist eine gute Viertelmillion
Arbeitsplätze geschaffen und gesi-
chert worden – auch hier streicht
Röttgen die Förderprogramme um 60
Prozent zusammen.
Zur Energiefrage gehört immer
auch die richtige Infrastruktur. Ist
Deutschlands Infrastruktur für
die Zukunft gut gewappnet?
Deutschlands Infrastruktur ist ein-
deutig nicht gut gewappnet für die
Herausforderungen, die vor uns lie-
gen. Weder bei den Kraftwerken, noch
bei den Netzen, noch bei Gebäuden
und auch nicht bei der Art und Weise,
wie wir Verkehr organisieren. Die
ganze Situation hat sich seit Amtsan-
tritt von Schwarz-Gelb allein dadurch
verschlechtert, dass keiner mehr
wusste, in welche Richtung er inves-
tieren soll. Eine Volkswirtschaft, in
der nicht mehr investiert wird,
schrumpft und fällt zurück im Wett-
bewerb mit anderen. Chinesen, Ko-
reaner und Japaner nehmen bei In-
vestitionen in Erneuerbare Energien

Vor einigen Wochen hätte kaum
jemand gedacht, dass auch
Schwarz-Gelb versuchen wird, den
Wiedereinstieg in den Atomaus-
stieg zu schaffen – mal abgesehen
von schwarz-gelber Symbolpoli-
tik: Wie müsste jetzt eine echte
Energiewende aussehen?
Ein wichtiger Schritt wäre die Wie-
deraufnahme der Energiewende, die
es ja vor der Laufzeitverlängerung
und vor Schwarz-Gelb längst gegeben
hat. Die Bundesregierung hat nicht
nur die Laufzeiten der ältesten Schrott-
meiler verlängert, sondern ganz viele
unserer Maßnahmen für Energieeffi-
zienz und für Erneuerbare Energien
gestoppt, gekürzt und gestrichen.
Schwarz-Gelb hat die sozialdemokra-
tische Erfolgsstory „Mehr Klima-

Die Energiewende schützt das Klima und kann gleichzeitig für Versorgungssicherheit,
stabile Energiepreise und jede Menge Arbeitsplätze sorgen. Doch diese Erfolgsstory 
hat unter Schwarz-Gelb keine Chance, erklärt der stellvertretende Vorsitzende der 
SPD-Bundestagsfraktion Ulrich Kelber im Interview.
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»Bei der Energiewende 
geht es auch um
neue Arbeitsplätze«

„Unser Ziel: 
sicher, sauber und 
bezahlbar.“

Ulrich Kelber

„Schwarz-Gelb hat
die Erfolgsstory ‚mehr
Klimaschutz, mehr 
Arbeitsplätze‘ massiv
beschädigt.“

Ulrich Kelber



nachher weniger Energie verbrau-
chen muss. Dann bleibt alles bezahl-
bar. Und genau darum geht es der 
sozialdemokratischen Energiepolitik.
Wir setzen in Zukunft auf die preis-
stabilen Erneuerbaren Energien, wir
wollen in der Übergangsphase mit
modernisierten Kraftwerken arbei-
ten, und wir wollen dabei helfen, dass
die Stromrechnungen dadurch klein
bleiben, dass man insgesamt viel we-
niger Energie verbraucht. Dann ha-
ben wir unser Ziel erreicht: sicher,
sauber und bezahlbar.
Wenn es um Export deutscher
Technik geht, scheint Schwarz-
Gelb da vor allem an die Atom-
technik zu denken. Und die
SPD-Bundestagsfraktion?
In der Tat. Schwarz-Gelb hat selbst
staatliche Hermes-Bürgschaften für
Atomkraftwerke in Erdbebengebieten
genehmigt – und es soll noch weitere
geben. Das werden wir weiterhin be-
kämpfen. Ich glaube, die SPD-Bundes-
tagsfraktion hat mit ihrer Politik ge-
zeigt, dass Deutschland viel erfolgrei-
cher ist, wenn auch andernorts un-
sere Technologie für Erneuerbare
Energien und Energieeffizienz einge-
setzt wird. Wie gesagt: 350 000 Ar-
beitsplätze sind so entstanden – die
gesamte Atomindustrie stellt gerade
einmal 30 000 Arbeitsplätze. Wir in
Deutschland zehren momentan noch
von einem Technologievorsprung aus
sozialdemokratischer Regierungszeit,
aber die heutige Regierung füttert
nicht mehr nach. Das ist der Fehler
von Schwarz-Gelb.
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und Energieeffizienz ebenso Tempo
auf wie Brasilien oder einige US-Bun-
desstaaten. Und während diese Län-
der Fahrt aufnehmen, bremsen wir
unter Schwarz-Gelb ab. Das kann auf
Dauer nicht gut gehen.
Warum nicht?
Bei den notwendigen Investitionen in
die Infrastruktur sprechen wir über
erkleckliche Summen. Über die Jahre
hinweg werden das, alle Bereiche zu-
sammen genommen, Hunderte Milli-
arden Euro sein. Investitionen in die
Infrastruktur und in die Energiewen-
de sind aber gute und wichtige Inves-
titionen, die uns auch volkswirt-
schaftlich nach vorne bringen. Übri-
gens müsste Deutschland auch ohne
Energiewende Milliarden investieren
– in die Modernisierung überholter
Atommeiler und fossiler Großkraft-
werke. Ansonsten findet da unter

Schwarz-Gelb bisher aber gar nichts
statt. Das Wirtschaftsministerium ist
ein Totalausfall. Und der Umwelt-
minister denkt nur an die Schlagzei-
le von morgen, nicht aber an die Ver-
sorgungssicherheit von übermorgen
oder bezahlbare Energie auch in zehn
Jahren.
Sie sprechen von Investitionen 
in Milliardenhöhe – wird durch
die Energiewende Strom 
zwangsläufig teurer? Oder ist 
das ein Mythos?
Energie wird teurer werden. Mit oder
ohne Energiewende. Das ist ziemlich
klar. Die fossilen Energieträger wer-
den teurer, die nuklearen übrigens
auch. Der neue finnische Reaktor, ei-
ner von zwei, die in Europa im Augen-
blick gebaut werden, wird subventio-
niert werden müssen, damit er seinen
Strom überhaupt los wird. Auch eine
Energiewende wird erstmal Kosten
verursachen, weil sie Investitionen
erfordert. Wir haben jetzt einige Jahr-
zehnte von der Substanz bestehender
Kraftwerke gelebt. Die hätten ohne-
hin erneuert werden müssen. Auch
unser Stromnetz muss so oder so er-
neuert werden. Jetzt geht es darum,
so zu investieren, dass die Kosten ins-
gesamt stabil bleiben: weil man

Für einige wird die Energiewende
möglicherweise auch den Verlust
des angestammten Arbeitsplatzes
bedeuten. Gibt es für diese Men-
schen eine Perspektive?

Wir werden bei der Energiewende 
erleben, dass bestimmte Branchen
schrumpfen. Das fängt mit der Kern-
energie an. Die Atomwirtschaft hat
Zusagen gemacht, dass jeder Beschäf-
tigte aus einem Atomkraftwerk, das
ausläuft, eine Ersatzbeschäftigung
bekommt. Aber auch andere Bran-
chen werden im Zuge der Energie-
wende schrumpfen – das ist normal
in der Wirtschaft. Wir sind uns ganz
sicher, dass die Arbeitsplatzeffekte
der Energiewende unterm Strich posi-
tiv sind. Die Sozialdemokratie wird
aber in Zusammenarbeit mit den Ge-
werkschaften dafür sorgen müssen,
dass nachher nicht nur eine schwarze
Null unter der Stellenbilanz steht. Wir
wollen auch sicherstellen, dass die
Menschen, die in einer schrumpfen-
den Branche beschäftigt sind, mit ih-
ren hohen Qualifikationen in eine der

wachsenden Branchen wechseln kön-
nen. Wie können wir das fördern?
Wie organisieren wir das für jeden
einzelnen Beschäftigten? Und wie
helfen wir Regionen, die zurzeit noch
von den künftig schrumpfenden
Branchen leben? Wie sorgen wir da-
für, dass gerade dort Neues wachsen
kann? Wir sind die einzige Partei, die
auch diese Fragen in ihren Energie-
programmen berücksichtigt. Das ist
der Strukturwandel, den die Politik
steuern und unterstützen muss. ■

Rund 350 000 Arbeitsplätze sind im 
Bereich der Erneuerbaren Energien in

Deutschland entstanden – lange Jahre mit
steigender Tendenz. Diese sozialdemokra-

tische Erfolgsstory setzt Schwarz-Gelb
jetzt aufs Spiel. Zum Vergleich: 

Die Atomwirtschaft stellt gerade einmal 
30 000 Arbeitsplätze.

Sicher, sauber und bezahlbar...

...ist das Credo moderner sozial-
demokratischer Energiepolitik. 
Während Schwarz-Gelb mit dem
„Atom-Moratorium“ auf die 
Verzögerungstaktik setzt, zeigt 
die SPD-Bundestagsfraktion, was
jetzt getan werden muss, um die
Energiewende zu schaffen. Die 
beiden Fraktions-Anträge „Energie-
wende jetzt“ und „Auf dem Weg zu
einem nachhaltigen, effizienten, 
bezahlbaren und sicheren Energie-
system“ liegen dem Bundestag vor
und machen deutlich: Die Energie-
wende ist auch für ein Industrieland
wie Deutschland machbar und 
finanzierbar. Wichtiger Eckpunkt:
Der Energiemarkt muss sich für
einen zunehmenden Anteil variabel
und dezentral eingespeisten Stroms
aus direkt vermarkteten Erneuer-
baren Energien öffnen.

Investieren in die Infrastruktur
Damit das gelingt, setzt sich die
SPD-Bundestagsfraktion unter an-

derem dafür ein, dass alle Akteure
der deutschen Energieversorgung
an einem Runden Tisch „Energiesys -
tem“ zusammenkommen.
„Deutschlands Infrastruktur ist 
eindeutig nicht gut gewappnet für
die Herausforderungen, die vor uns
liegen“, meint der stellvertretende
Vorsitzende der SPD-Bundestags-
fraktion Ulrich Kelber: weder bei
Kraftwerken noch bei den Strom-
netzen oder der Gebäudestruktur
und auch nicht beim Verkehr. „Die
ganze Situation hat sich seit Amts-
antritt von Schwarz-Gelb allein 
dadurch verschlechtert, dass keiner
mehr wusste, in welche Richtung er
investieren soll“, kritisiert Kelber.
Die SPD-Bundestagsfraktion setzt
sich deshalb auch für einen zu-
kunftsfähigen Investitions- und 
Infrastrukturkonsens ein. Er soll
sowohl Investitionen und Finanzie-
rung als auch die gesellschaftliche
Akzeptanz für wichtige Infrastruk-
turprojekte sichern.

Konsequent und transparent
Die SPD-Bundestagsfraktion ist
auch überzeugt: Diese gesell-
schaftliche Akzeptanz kann nur
gelingen, wenn die künftige 
Infrastruktur- und Energiepolitik 
wieder öffentlich und in demo-
kratisch gewählten Gremien
stattfindet – und nicht über 
Geheimverträge und Hinterzim-
mer-Deals. Ein neuer Energie-
konsens nebst Atomausstieg
muss gemeinsam mit allen 
Fraktionen im Bundestag erarbei-
tet und nicht in andere Gremien
ausgelagert werden. Die SPD-
Bundestagsfraktion hat deshalb
einen Gesetzentwurf für eine 
beschleunigte Stilllegung von
Atomkraftwerken vorgelegt 
und einen Sonderausschuss 
des Bundestags zum Thema vor-
geschlagen. ■

Mehr Infos zum Thema: 

www.spdfraktion.de

„Eine Volkswirt-
schaft, in der nicht
mehr investiert wird,
schrumpft.“

Ulrich Kelber

„Deutschlands 
Infrastruktur ist 
eindeutig nicht gut
gewappnet für die
Herausforderungen,
die vor uns liegen.“

Ulrich Kelber



6 // Arbeitswelt

Der maritimen Branche und der
Schifffahrt ist es zu großen
Teilen zu verdanken, dass die

deutsche Wirtschaft nach der Krise so
gut dasteht und Deutschland weiter-
hin Vize-Exportweltmeister ist. Sie ge-
hören zu den wichtigsten Wirtschafts-
zweigen in der Globalisierung, die
auch Arbeitsplätze in küstenfernen
Bundesländern schaffen und sichern.

Für die Bundesländer mit Küstenli-
nie hat die maritime Wirtschaft natür-
lich besondere Bedeutung. So erklärt
Jens Böhrnsen, Bürgermeister der Frei-
en Hansestadt Bremen: „Die maritime
Wirtschaft ist für Bremen eine jahr-
hundertealte Erfolgsgeschichte mit 
herausragender Zukunftsperspektive.
Deshalb verbinden wir vorhandene
Stärken und Standortvorteile der mari-
timen Wirtschaft und der Wissen-
schaft: in der Forschung, Entwicklung
und Technologie, im Schiffbau, der Ha-
fenwirtschaft, der Logistik, dem See-

Noch immer verdienen Frauen hier-
zulande im Schnitt 23 Prozent weni-
ger als Männer. Dass sich das ändern
muss, darüber sind sich alle Frak-
tionen einig. Doch über die Instru-
mente herrscht Uneinigkeit. Wäh-
rend Schwarz-Gelb weiterhin auf frei-
willige Selbstverpflichtungen der Wirt-
schaft setzt, hat die SPD-Bundestags-
fraktion Eckpunkte für ein Gesetz zur
Durchsetzung der Entgeltgleichheit vor-
gelegt. „Freiwilligkeit reicht nicht aus.
Wir brauchen gesetzliche Grundlagen,
die eindeutig sind, nicht empfehlend“,
erklärt Caren Marks, Sprecherin der
SPD-Bundestagsfraktion für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend. 

Der Gesetzesvorschlag der SPD, der
am 7. April erstmals im Bundestag dis-
kutiert wurde, baut auf drei Säulen:
Transparenz, Analyse und Verbindlich-
keit. Viele Frauen wissen nicht einmal,
ob sie weniger als ihre männlichen
Kollegen verdienen – so intransparent
sind die Entgeltstrukturen in etlichen
Unternehmen. „Um Entgeltgleichheit
zu erreichen, muss die Ungleichheit er-
kannt werden können – dazu brau-
chen wir Transparenz“, erklärt Dagmar
Ziegler, stellvertretende Vorsitzende
der SPD-Bundestagsfraktion. Der Ge-
setzesvorschlag sieht die regelmäßige

Abfassung von Entgeltberichten vor,
die der Anti-Diskriminierungs-Stelle
vorgelegt werden .

Die Entgeltberichte werden zu-
nächst kursorisch geprüft. Sollte in 
einem Fall die anfängliche Annahme
von Entgeltungleichheit bestehen, wird
das Unternehmen zu einer detaillier-
ten, expertengestützten Prüfung ver-
pflichtet. Gleichzeitig wird im Gesetz-
entwurf großer Wert auf Datenschutz
gelegt – die Daten werden anonymi-
siert ausgewertet. „Der Reiz dieses 

verkehr, der Erneuerbaren Energie,
Fischwirtschaft und im Tourismus. Wir
wollen, dass die maritime Wirtschaft
unser Top-Job-Motor bleibt.“

Angesichts der Auswirkungen der
Krise und des tiefgreifenden Struktur-
wandels braucht die maritime Wirt-
schaft dringend Rückenwind aus der
Bundespolitik. Wie so oft verkennt
Schwarz-Gelb jedoch die Potenziale be-
stimmter Branchen und kürzt nach
Gutdünken Fördermittel und Investi-
tionen in Infrastruktur und Forschung.
„Der Koordinator der Bundesregierung
für die maritime Wirtschaft ist ein To-
talausfall. Er kümmert sich nicht um
diesen wichtigen Sektor der deutschen
Wirtschaft. Union und FDP gefährden
mit ihrer Tatenlosigkeit die Zukunfts-
perspektiven der Branche“, kritisieren
deswegen der verkehrspolitische und
der wirtschaftspolitische Sprecher der
SPD-Bundestagsfraktion Uwe Beck-
meyer und Garrelt Duin.

Am 25. März beteiligten sich wieder zahlreiche SPD-Abgeordneten an den Aktionen zum
„Equal Pay Day“. Ihr Ziel: die Lohndiskriminierung von Frauen beseitigen.
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Freiwilligkeit reicht nicht aus

Schwarz-Gelb fehlt der Kompass.

Kurs setzen für die 
maritime Wirtschaft

Mehr Infos zu allen Themen:

www.spdfraktion.de

MEHR KÜNDIGUNGS-
SCHUTZ FÜR JUNGE
Im deutschen Kündigungsrecht wer-
den Beschäftigungszeiten erst ab dem
25. Lebensjahr berücksichtigt. Das ist
mit EU-Recht nicht vereinbar, hat der
Europäische Gerichtshof im Januar
2010 entschieden.Der § 622 Abs. 2 Satz
2 BGB darf seitdem von deutschen Ge-
richten nicht mehr angewendet wer-
den. Die SPD-Bundestagsfraktion for-
dert in ihrem Gesetzentwurf zur Er-
weiterung des Kündigungsschutzes
für unter 25-Jährige die ersatzlose
Streichung des Paragraphen. Die Be-
triebstreue jüngerer Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer dürfe nicht
schlechter bewertet werden als die

älterer Beschäftigter. Für die SPD-
Bundestagsfraktion ist klar: „Das Prin-
zip, die Dauer der Kündigungsfrist 
an die Dauer der Betriebszugehörig-
keit zu koppeln, hat sich bewährt.“ Das
schließt auch die Möglichkeit aus, die
Kündigungsfristen zu Lasten Älterer
zu verkürzen. „Für die SPD ist der Kün-
digungsschutz mehr als nur ein ökono-
mischer Wert oder ein betrieblicher
Kostenfaktor. Deshalb wollen wir ein
wirkungsvolles Kündigungsschutzrecht
erhalten“, erklärt Anette Kramme, ar-
beits- und sozialpolitische Sprecherin
der SPD-Bundestagsfraktion. ■

MITBESTIMMUNGS-
FLUCHT VERHINDERN
Mit einer Kleinen Anfrage an die
Bundesregierung nimmt die SPD-
Bundestagsfraktion die schwarz-gel-
be Koalition in Sachen Unterneh-
mensmitbestimmung in die Pflicht.
Aktuelle Zahlen belegen, dass sich in
den vergangenen fünf Jahren mehr als
40 Unternehmen mit jeweils über 500
Beschäftigten eine ausländische Un-
ternehmensform zugelegt haben, um
mitbestimmte Aufsichtsräte zu um-
gehen. Neue Schlupflöcher, um die
Mitbestimmung auszuhebeln, drohen
auch von der auf EU-Ebene geplanten
„Europa-GmbH“. Für die SPD-Bundes-
tagsfraktion ist das Anlass, aktiv zu
werden und sich für das deutsche 
Mitbestimmungsmodell einzusetzen.
Anders Schwarz-Gelb – die Regierung
sieht keinen Handlungsbedarf. In der
Antwort auf die SPD-Anfrage heißt es:
Die Gefahr einer Flucht aus der deut-
schen Mitbestimmung drohe nicht. Es
gebe keinen gesetzgeberischen Hand-
lungsbedarf. Erst wenn sich die Zahlen
„signifikant“ erhöhen würden, werde
die Bundesregierung Maßnahmen er-
greifen. Wie viele Unternehmen sich
aus der Mitbestimmung stehlen dür-
fen, bis Schwarz-Gelb handelt, lässt die
Antwort offen. ■

Gesetzes ist, dass die Betriebe zum
Handeln verpflichtet werden“, erklärt
Christel Humme, Sprecherin der Ar-
beitsgruppe Gleichstellung der SPD-
Fraktion. Ziel des Gesetzes ist es, die
Verantwortlichen dazu anzuhalten, 
ihre Entgeltsysteme eigenständig dis-
kriminierungsfrei zu gestalten. Erst,
wenn die Unternehmen sich nach der
Feststellung von Entgeltungleichheit
nicht bewegen, greifen verbindliche
Regelungen zur Beseitigung der Ent-
geltdiskriminierung. ■

Die SPD hat schon lange verstanden,
was zählt: zukunftsorientierte Indus-
triepolitik, Forschung, Entwicklung, In-
novation in der Schiffstechnologie und
im Energiebereich. Deswegen fordert
die SPD-Bundestagsfraktion, die Ver-
netzung von Seehäfen und Wirt-
schaftszentren im Landesinnern vo-
ranzutreiben. Dafür ist der Ausbau von
Straßen, Schiene und Wasserwegen
zentral, damit der Gütertransport rei-
bungslos laufen kann.

Neben Verkehrs- und Transportwe-
gen sind Meere aber auch wichtige
Ökosysteme, Klimafaktoren und Ener-
giespeicher. Deswegen muss die Öko-
bilanz der Schifffahrt verbessert wer-
den. Dazu trägt auch die Nutzung der
Windenergie bei. Damit von Offshore-
Windparks die gesamte maritime
Wirtschaft und die Zulieferindustrie
profitieren, fordert die SPD-Fraktion
klare rechtliche Standards und ein Ge-
samtkonzept für die Branche. ■
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Meldungen

Im Dialog mit gesellschaftlichen
Gruppen will die SPD-Bundestags-
fraktion Antworten auf zentrale Zu-
kunftsfragen erarbeiten. Dazu hat sie
mehrere Projekte beschlossen. Die
SPD-Bundestagsfraktion will „im offe-
nen Dialog mit der Wirtschaft, mit 
Gewerkschaften, mit Intellektuellen,
Kreativen und Engagierten fundierte
Politik entwickeln“, erklärt der Frak-
tionsvorsitzende Frank-Walter Stein-
meier – und die Übernahme der Regie-
rungsverantwortung vorbereiten. Denn
Schwarz-Gelb ist am Ende und nicht in
der Lage, die drängenden politischen
Herausforderungen zu meistern. „Das
Land braucht wieder eine seriöse Re-
gierung. Wir müssen uns auf neue Re-
gierungsverantwortung vorbereiten“,
sagt Steinmeier. „Wir müssen jetzt mit
aller Leidenschaft für die Sache besse-
re Antworten auf die herausragenden
Probleme geben. Besser heißt: stetig
im Kurs, nah an der Realität, tauglich
für die Praxis und gerade deshalb ver-
trauenswürdig.“

Auf ihrer Klausur Mitte Januar hat
die SPD Fraktion dazu das Arbeitspro-
gramm „Deutschland 2020“ beschlos-
sen. „Uns leitet die Idee der Emanzipa-
tion des Menschen durch Bildung und
Arbeit“, beschreibt Steinmeier die In-
tention. Das Arbeitsprogramm weist
die Richtung: „Wir wollen die Spaltung
verhindern und die Mitte stärken.
Deutschland soll eine Arbeitsgesell-
schaft von neuer Qualität werden.
Erstmals seit Jahrzehnten haben wir
die historische Chance, Vollbeschäfti-
gung zu erreichen. Das ist unser Ziel:
Arbeitslosigkeit nicht nur zu bekämp-
fen, sondern zu besiegen.“

Mit der Einrichtung von sieben Pro-
jektgruppen hat die SPD-Bundestags-
fraktion einen entscheidenden Schritt
zur Umsetzung ihres Programms ge-
macht. Alle Projekte sind Querschnitts-
aufgaben. Die SPD-Abgeordneten in den
Projektgruppen werden in den kom-
menden Monaten zentrale Modernisie-
rungsfragen im Dialog mit wichtigen
gesellschaftlichen Gruppen bearbeiten.
Ziel sei es, „Ideen für ein Land zu bün-
deln, in dem wir nachhaltig wirtschaf-
ten, anders arbeiten und besser leben“,
so Steinmeier. „Gute Arbeit“ stellt die
Projekte und deren Verantwortliche vor.

In der Projektgruppe „Infrastruktur-
konsens“ erarbeiten Sören Bartol,
Uwe Beckmeyer, Garrelt Duin und
Matthias Miersch federführend ein In-
vestitions- und Infrastrukturkonzept
zur Modernisierung der Netze in den
Bereichen Verkehr, Energie, Kommuni-
kation und Gebäudebestand. Sie be-
schäftigen sich etwa mit der Frage,

welche Investitionen für die wirt-
schaftliche und ökologische Moderni-
sierung notwendig sind. Sie suchen
aber auch nach neuen Lösungen der
Bürgerbeteiligung, um Legitimität und
Akzeptanz von Infrastrukturprojekten
zu erhöhen.

Das Projekt „Ord-
nung für Arbeit /
Kreativpakt“ ver-
eint zwei Teilpro-
jekte. Anette Kram-
me, Siegmund Ehr-
mann und Lars
Klingbeil entwi-

ckeln ein Konzept für eine neue Ord-
nung des Arbeitsmarktes und gehen
der Frage nach, wie die Potenziale der
Kultur- und Kreativwirtschaft für
Wachstum und Beschäftigung geför-
dert werden können. 

Nicolette Kressl und Carsten Schneider
bündeln die Arbeit an einem neuen
„Steuer- und Finanzierungskonzept“.
Sie untersuchen, wie ein neuer Lasten-
ausgleich gestaltet werden muss, um
die Staatsfinanzen zu konsolidieren,
staatliche Handlungsfähigkeit zu be-
wahren, Zukunftsaufgaben zu finan-
zieren und untere sowie mittlere Ein-
kommen zu entlasten.

Die SPD-Bundestagsfraktion erarbeitet Modernisierungskonzepte.

Mehr Infos zu allen Themen:

www.spdfraktion.de
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Im Projekt „Ganz-
tagsschule“ unter
Leitung von Ernst-
Dieter Rossmann
wird gefragt, wie
die Ganztagsschu-
le der Zukunft aus-
sehen kann. Ziel
ist ein Konzept

zum quantitativen Ausbau der Ganz-
tagsschulen und zur qualitativen Wei-
terentwicklung der Schulen zu einem
gesellschaftlichen Ort.

In der Projekt-
gruppe „Integra-
tion“ soll das von
der SPD-Bundes-
tagsfraktion im Ja-
nuar beschlossene
Integrationskon-
zept diskutiert und
weiterentwickelt

werden. Aydan Özoguz führt dazu den
Dialog mit Migrantinnen und Migran-
ten sowie weiteren wichtigen gesell-
schaftlichen Gruppen. 

In der Projektgruppe „Gleichstellung“
werden Christel Humme und Caren
Marks die bereits erarbeiteten Konzep-
te zur Lohngleichheit und zur Quote
für Führungspositionen im Gespräch
mit Frauen, Wirtschaft, Wissenschaft
und Verbänden konkretisieren und
weiterentwickeln. Sie fragen aber
auch, welche weiteren Maßnahmen
und Instrumente notwendig sind, um
Gleichstellung und mehr Partner-
schaftlichkeit zu erreichen.

Das Projekt „Generationenpolitik“
entwirft ein Konzept für eine Genera-
tionenpolitik, die über die Bürgerversi-
cherung in Pflege und Gesundheit hi-
nausgeht. Sabine Bätzing-Lichtenthä-
ler und Franz Müntefering gehen den
Fragen nach, wie junge Menschen un-
terstützt, die mittleren Jahrgänge ent-
lastet und die aktive Teilhabe Älterer
gefördert werden können. ■

Sören Bartol Uwe Beckmeyer

Garrelt Duin Matthias Miersch 

Anette Kramme Siegmund Ehrmann

Lars Klingbeil 

Nicolette Kressl Carsten Schneider

Ernst-Dieter 
Rossmann

Aydan Özoguz 

Christel Humme Caren Marks

Sabine Bätzing-
Lichtenthäler

Franz Müntefering

Altersarmut 
verhindern
Über 20 Jahre nach der Wende
sind die Unterschiede in den 
Lebensbedingungen zwischen
Ost und West immer noch 
groß. Hohe Arbeitslosigkeit als
Folge des wirtschaftlichen Struk-
turwandels und ein um fast 20
Prozent geringeres Lohnniveau
sorgen dafür, dass die Gefahr 
der Altersarmut für die Zugangs-
rentner der nächsten Jahre im
Osten wesentlich größer sein
wird als im Westen. 20 Jahre
nach der Verabschiedung des
Renten-Überleitungs-Gesetzes
will die SPD-Bundestagsfraktion
mit einer Großen Anfrage an 
die Bundesregierung die 
„Perspektiven für die Schaffung
eines einheitlichen Rentenrechts
in Deutschland“ ausloten. 
Ziel ist nicht nur, in einer 
Bundestagsdebatte eine Bilanz
des bisher Erreichten zu ziehen,
sondern auch Lösungen für die
Herausforderungen zu finden,
die sich aus dem Lohngefälle
zwischen Ost und West für die
Altersrente ergeben. Schwarz-
Gelb hat im Koalitionsvertrag
angekündigt, noch in dieser 
Legislaturperiode ein ein-
heitliches Rentensystem zu
schaffen, bisher aber noch nichts
vorgelegt. ■

Rüstungsexporte 
eindämmen
Deutschland ist mit einem 
Anteil von elf Prozent nach den
USA und Russland weltweit der
drittgrößte Waffenexporteur.
Unter Rot-Grün verpflichtete
sich Deutschland im Jahr 2000
zu einer restriktiven Rüstungs-
exportpolitik und zu einer 
umsichtigen Genehmigungs-
praxis von Exportgeschäften.
Die schwarz-gelbe Bundes-
regierung rückt von dieser Praxis
wieder ab. Die SPD-Fraktion 
hat in einem aktuellen Antrag
gefordert, zu einer restriktiveren
Genehmigungspraxis zurück-
zukehren. Zudem müsse der
Bundestag frühzeitig in den 
Entscheidungsprozess über 
Rüstungsexporte eingebunden
werden. ■



8 // Im Fokus

Mit ihrem Zickzack-Kurs schadet die Kanzlerin Europa.

Europa braucht Impulse für
Wachstum und Beschäftigung 

W
ieder einmal stand ein Gip-
fel der EU-Staats- und Regie-
rungschefs ganz im Zeichen

der Wirtschafts- und Finanzkrise. Und
wieder einmal reicht aus Sicht der SPD-
Bundestagsfraktion das am 24./25. März
beschlossene Maßnahmenpaket nicht
aus, um die Finanzkrise zu bewältigen
und zu nachhaltigem Wachstum in der
EU zurückzukehren. „So wird man zu-
künftige Krisen nicht überwinden“, ur-
teilen SPD-Fraktionsvize Axel Schäfer
und der europapolitische Sprecher der
SPD-Fraktion Michael Roth.

Unterstützt wird von der SPD-Bun-
destagsfraktion die beschlossene Ein-
richtung eines permanenten Krisen-
fonds, der so genannte „Europäische
Stabilisierungsmechanismus“ (ESM),
der den bisherigen, bis 2013 befriste-
ten Rettungsschirm EFSF ablösen soll.
Die Maßnahmen reichten aber nicht,
um die Stabilität der Wirtschafts- und
Währungsunion dauerhaft wiederher-
zustellen. Die Bundesregierung bleibe
weiter bei ihrem Klein-Klein und ris-
kiere mit ihrem Verhalten, dass die
Kosten der Krise weiter ansteigen.

So muss aus Sicht der SPD-Bundes-
tagsfraktion auch bei den wirtschaft-
lichen Ungleichgewichten in der EU
endlich gehandelt werden. Denn auch
der Leistungsbilanzüberschuss von
Deutschland, dem Land, das am stärks-
ten von Euro profitiert, ist ein Problem
für die Währungsunion. Hierzulande
muss endlich die Binnennachfrage ge-
stärkt werden, die am Boden ist, 
weil die Löhne seit Jahren nicht dem
Produktivitätsfortschritt entsprechen.
Und Länder mit Leistungsbilanzdefizi-
ten brauchen Impulse für Wachstum
und Beschäftigung, damit sie wieder
„auf die Füße“ kommen. Erst das ver-
setzt sie in die Lage, ihre Haushalte
nachhaltig zu konsolidieren. Ihnen al-
lein eine rigide Sparpolitik zu verord-
nen, reicht nicht aus.

Auch bei der überfälligen, von der
SPD seit langem geforderten Koordina-
tion der Wirtschaftspolitik bleibt es nur
bei „Lippenbekenntnissen", so Schäfer
und Roth. Die Mitglieder der Eurozone
und sechs weitere EU-Staaten haben

sich auf den „Euro-Plus-Pakt“ verstän-
digt. Diesen Pakt versuche die Bundes-
kanzlerin als umfassenden Ansatz der
wirtschaftspolitischen Koordinierung
zu verkaufen. Doch aus Sicht der SPD-
Fraktion ist er nur ein „zahnloser Tiger“.
Weder bestehe Verbindlichkeit, noch
existierten Kontrollinstrumente. 

„Mit dieser Bundesregierung gibt es
keinen Pakt für Wachstum, Beschäfti-
gung und soziale Stabilität“, lautet das
Fazit von Schäfer und Roth. Sie gestalte
nicht aktiv, sondern hinke immer nur
der Krise hinterher. „Wir machen
Europa nur wieder fit, wenn es endlich
europaweit Mindestlöhne gibt, mehr
in Bildung, Erneuerbare Energie und
Forschung investiert wird und unfai-
rer Steuerwettbewerb ausgeschlossen
wird“, fordern die beiden Abgeordne-
ten. Notwendig ist aus Sicht der SPD-
Bundestagsfraktion vor allem auch eine
wirksame Regulierung der Finanzmärk-
te und die Beteiligung der Verursacher
der Krise an ihren Kosten. Doch auch
hier gibt es von der Kanzlerin nur 
„Lippenbekenntnisse“, etwa in Sachen 
Finanztransaktionssteuer. Für die SPD-
Fraktion steht fest: Eine solche Steuer

muss sofort her, auch wenn sich nur ei-
nige Staaten beteiligen. ■

Die Berlinerin Petra Merkel
(63) ist 2009 zum dritten Mal
direkt im Wahlkreis Berlin-
Charlottenburg / Wilmersdorf
in den Bundestag gewählt
worden. Ihrer Devise „Ohne
eindeutige Entscheidungen
geht es nicht!" ist sie seit 2002
als MdB stets treu geblieben. 
Seit Dezember 2005 ist die
ehemalige kaufmännische
Angestellte Mitglied im 
Vorstand der SPD-Bundestags-
fraktion. In der 17. Legis- 
laturperiode ist sie außerdem
– als erste Frau in der Ge-
schichte der Bundesrepublik –
zur Vorsitzenden des Haus-
haltsausschusses gewählt 
worden. ■

Vorgestellt

Petra Merkel

Uwe Beckmeyer 

Nur Sparen reicht nicht: Europa braucht Wachstum, Beschäftigung 
und soziale Stabilität, um wieder fit für die Zukunft zu werden. 

//„Notwendig, aber nicht hin-

reichend“ sind aus Sicht der

SPD-Bundestagsfraktion die

Beschlüsse des EU-Gipfels Ende

März zur Finanzkrise. //
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Mehr Infos zum Thema:

www.spdfraktion.de
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Termine
1. Mai  Tag der Arbeit

3. Mai  „Energiewende jetzt! 
Den Atomausstieg gestalten“,
Berkenthin

3. Mai  Fair statt prekär“, 
Darmstadt

4. Mai  „Integration – Mitein-
ander statt Gegeneinander“,  
Aichach

5. Mai „Die Bürgerversicherung“,
Bremen

17. Mai „Bezahlbare Gesundheit
für alle“,  Gelsenkirchen

Weitere Termine:
www.spdfraktion.de
www.facebook.com/
spdbundestagsfraktion

Seit 2002 ist Uwe Beckmeyer
(62) durch sein Direktmandat
im Wahlkreis Bremen II-
Bremerhaven Bundestagsab-
geordneter. Der Bremer Sena-
tor a.D. ist seit 2004 Sprecher 
der Fraktionsarbeitsgruppe
Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung und fordert einen
neuen Infrastrukturkonsens
in Deutschland. „Die schwarz-
gelbe Koalition ist ohne Ziel in
der Verkehrspolitik“, kritisiert
er. „Sie ist auch nicht in der
Lage, den Menschen zu er-
klären, warum wir bestimmte 
Infrastrukturprojekte brau-
chen.“ Seit 2009 ist der Bremer
auch „Lotse der SPD-Küsten-
gang“, in der sich MdB der
fünf norddeutschen Bundes-
länder zusammengeschlossen
haben, um die Interessen der
Küstenregionen zu vertreten. ■




